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Satzung 
über die abgeschottete Statistische Dienststelle  

der Stadt Braunschweig 
vom 09. Dezember 2025 

 
Aufgrund der §§ 10 Abs. 1 und 58 Abs. 1 Nr. 5 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Januar 2025 (Nds. 
GVBl. 2025 Nr. 3), i. V. m. §§ 2 und 9 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Statistikgesetzes (NStatG) vom 27. Juni 1988 (Nds. 
GVBl. S. 113), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. S. 66), hat der Rat der Stadt 
Braunschweig in seiner Sitzung am 09.12.2025 folgende Sat-
zung beschlossen: 

 
§ 1 

Allgemeines 
 

(1) Die Stadt Braunschweig betreibt zur Gewinnung der  
statistischen Informationen, die sie zur sach- und fachge-
rechten Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt, eine Kommu-
nalstatistik im eigenen Wirkungskreis. 

 
(2) Die Kommunalstatistik der Stadt Braunschweig umfasst 

die Erhebung und Speicherung von Daten für statistische 
Zwecke, deren Aufbereitung sowie Analysen und Prog-
nosen (Stadtforschung). Diese Satzung regelt insbeson-
dere die Aufgaben und die nach § 9 NStatG vorge-
schriebene Abschottung der Statistischen Dienststelle 
von den anderen Organisationseinheiten. Gesetzlich ge-
schützte Daten aus unterschiedlichen Quellen und für 
nicht abschließend bestimmte statistische Auswertungs-
zwecke dürfen im Rahmen der Kommunalstatistik nur 
aufgrund von besonderen Satzungen der Stadt Braun-
schweig erhoben und gespeichert werden (§ 3 NStatG). 

 
(3) Geschäftsstatistiken, bei denen die zuständige Dienst-

stelle ihre eigenen Daten für ihre Zwecke nach den für 
die Verwaltungstätigkeit geltenden rechtlichen Regelun-
gen verarbeitet, und die Verarbeitung von Daten, die 
nicht dem Datenschutz oder der  statistischen Geheim-
haltung unterliegen, sind keine statistischen Informatio-
nen im Sinne dieser Satzung. 

 
§ 2 

Statistische Dienststelle 
 

Die Aufgaben der Kommunalstatistik werden der Stelle Statis-
tik und Stadtforschung des Referates Stadtentwicklung, Statis-
tik, Vorhabenplanung und Wahlen übertragen. 

 
Die Statistische Dienstelle hat insbesondere die Aufgabe, 

 

1. statistische Erhebungen aufgrund von Satzungen nach 
§ 2 i. V.  m. § 3 Abs. 1 NStatG vorzubereiten, durchzu-
führen und auszuwerten, 

 
2. personenbezogene Daten aus dem Verwaltungsvollzug 

aufgrund von Satzungen nach   § 2 i. V.  m. § 3 Abs. 1 
NStatG statistisch aufzubereiten, 

 
3. die ihr nach § 1 Abs. 3 NStatG bei der Durchführung von 

Bundes- und  Landesstatistiken übertragenen Aufgaben 
wahrzunehmen; sie gilt, sofern nichts anderes bestimmt 
ist, als Erhebungsstelle, 

 
4. Einzelangaben, die ihr nach § 8 Abs. 3 NStatG oder bun-

desrechtlichen Vorschriften übermittelt werden, statistisch 
auszuwerten, 

 
5. Einzelangaben im Rahmen des § 8 Abs. 4 NStatG zu 

übermitteln, 
6. statistische Datensammlungen und Instrumente aufzu-

bauen, zu pflegen und bereitzustellen. 
 

Weitere Aufgaben können ihr im Einzelfall durch Dienstanwei-
sung übertragen werden. 

 
§ 3 

Abschottung 
 

(1) Die Statistische Dienststelle ist nach Maßgabe der fol-
genden Vorschriften personell, räumlich, technisch und 
organisatorisch von den übrigen Stellen und Aufgaben der 
Verwaltung zu trennen: 

 
Personelle Abschottung 

 

1. Die in der Statistischen Dienststelle tätigen Personen dür-
fen während des Zeitraumes, in dem sie dieser Stelle zu-
geordnet sind, nicht zugleich, das heißt solange und so-
weit sie Zugang zu statistischen Einzeldaten haben, mit 
anderen Aufgaben des Verwaltungsvollzugs betraut wer-
den, die auf einzelne Betroffene gerichtet sind. Sofern sie 
Aufgaben der Statistischen Dienststelle regelmäßig nur mit 
einem Teil ihrer Arbeitszeit wahrnehmen, ist ihr Einsatz 
durch Dienstanweisung besonders zu regeln. Arbeitsabläu-
fe dürfen dabei keine Vermischung der Tätigkeiten und der 
dabei gewonnenen Erkenntnisse nahelegen. 

 
Die in der Statistischen Dienststelle tätigen Personen dür-
fen die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse über 
Auskunftspflichtige nicht in anderen Verfahren oder für an-
dere Zwecke verwenden. Sie sind unter Bezugnahme auf 
die statistische Geheimhaltung nach §§ 7 und 8 NStatG 
und § 16 BStatG zu verpflichten. Die Verpflichtung gilt 
auch nach Beendigung dieser Tätigkeit fort. 
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Räumliche Abschottung 

2. Die Statistische Dienststelle (§ 2) ist räumlich von anderen 
Verwaltungsstellen zu trennen. Insbesondere sind die 
Räume der Statistischen Dienststelle durch geeignete tech-
nische Vorkehrungen, z. B. durch ein besonderes Schließ-
system, gegen unbefugten Zutritt zu sichern. 

 
Technische Abschottung 

3. Werden personenbezogene Daten und Einzelangaben au-
tomatisiert verarbeitet, so ist nach Maßgabe datenschutz-
rechtlicher Regelungen durch geeignete technische und or-
ganisatorische Maßnahmen, die dem Stand der Technik 
entsprechen, der Datenschutz und die Datensicherheit so 
zu gewährleisten, dass nur Bedienstete der Statistischen 
Dienststelle und besonders autorisierte Personen (z. B. 
namentlich festgestellte System-Administratoren) Zugang 
zu diesen Daten haben. Diese Maßnahmen sind jährlich auf 
ihre Wirksamkeit zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Verarbeitung zu überprüfen. Die besonders autorisierten 
Personen der Zentralen Datenverarbeitung sind in die Ver-
pflichtung auf das Statistikgeheimnis nach Ziffer 1 einzube-
ziehen. 

 
Organisatorische Abschottung 

4. Die erkennbar an die Statistische Dienststelle gerichtete 
Post ist dieser ungeöffnet auf dem direkten Wege von der 
Poststelle zuzuleiten. Beim Transport ist sicherzustellen, 
dass Unbefugte keine Einsicht nehmen können; entspre-
chendes gilt bezüglich der abzusendenden Post, soweit 
diese Einzelangaben enthält. 

Fehlgeleitete Eingänge, die für die Statistische Dienststelle 
bestimmt sind, sind ihr auf direktem Wege im geschlosse-
nen Umschlag zuzuleiten. Der Umschlag ist entsprechend 
zu kennzeichnen. 

 
5. Ausgefüllte Erhebungsunterlagen und Unterlagen oder Da-

tenträger mit Einzelangaben, aus denen Rückschlüsse auf 
einzelne Personen gezogen werden können, sind vor dem 
Zugriff Unbefugter zu schützen. 

 
6. Die allgemeine Dienstanweisung der Stadt Braunschweig 

und weitere organisatorische Regelungen gelten nur inso-
weit für die Statistische Dienststelle, als sie den in dieser 
Anweisung getroffenen Anordnungen nicht entgegenstehen 
und bei ihrer Anwendung die Wahrung des Statistikgeheim-
nisses sichergestellt ist. 

 
(2) Die Abschottung nach Abs. 1 Ziffer 1 bis 6 beginnt mit dem 

Eingang von Erhebungsvordrucken oder der Übermittlung 
von Einzelangaben und endet mit Abschluss der Be- und 
Verarbeitung. Dies gilt auch, wenn aufgrund von § 8 Abs. 3 
und 4 NStatG  Einzelangaben übermittelt werden. 

 
§ 4 

Geheimhaltung 
 

Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse von 
Betroffenen, die aufgrund einer Landes- oder Kommunalstatistik 
gemacht werden, sind nach § 7 NStatG geheim zu halten. Dies 
gilt auch für Angaben, die nach § 8 NStatG von der Landessta-
tistikbehörde übermittelt werden. Im Übrigen gelten die Rege-
lungen des Bundesstatistikgesetzes und des Niedersächsischen 
Statistikgesetzes in der jeweils geltenden Fassung entspre-
chend. 

 
§ 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt für die Stadt Braunschweig in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die abgeschottete Statistische Dienststelle der 
Stadt Braunschweig vom 08. Juli 2008 (Amtsblatt für die Stadt 
Braunschweig Nr. 13 vom 21. Juli 2008, S. 34) außer Kraft. 
 
 
 

Braunschweig, den 10. Dezember 2025 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

Dr. Kornblum 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht.  
 
Braunschweig, den 10. Dezember 2025 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

Dr. Kornblum 
 

Wirksamwerden der 162. Flächennutzungsplanänderung 
„Solarflächen Völkenrode-Nord“,  

Einsichtnahme 
 
I 
 

Genehmigung der Änderung  
(§ 6 BauGB) 

 
Das Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig hat die 
162. Änderung des Flächennutzungsplanes „Solarflächen  
Völkenrode-Nord“, Stadtgebiet zwischen Deponie Watenbüttel, 
Völkenroder Mühlenweg und Mittellandkanal, mit Verfügung vom 
7. Januar 2026 gem. § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt.  
(Az.: ArL-BS 21101-101000-162/1024) 

 
II 
 

Verletzung von Vorschriften  
(§§ 214, 215 BauGB) 

 
Es wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften dann unbeachtlich 
ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts gegenüber der Stadt Braunschweig gel-
tend gemacht worden ist. Gleiches gilt für eine unter Berücksich-
tigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes, für nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sowie für nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler.  
 

III 
 

Wirksamwerden der Flächennutzungsplanänderung 
(§ 6 BauGB) 

 
Die vorstehende Änderung mit der dazugehörigen Begründung 
und einer zusammenfassenden Erklärung kann beim Fachbe-
reich Bauordnung und Zentrale Vergabestelle, Abteilung Bau-
ordnung, Beratungsstelle Planen-Bauen-Umwelt, Langer Hof 8, 
5. Etage, Zimmer 503, eingesehen werden. Für die Einsicht-
nahme ist telefonisch ein Termin unter der Tel.-Nr. 0531 470-
4001 oder 0531 470-4002 zu vereinbaren. Ergänzend ist die 
Einsichtnahme im Internet unter  
https://www.braunschweig.de/leben/stadtplanung_bauen/fnp/ind
ex.php 
möglich. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Änderung und der zusam-
menfassenden Erklärung auch Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die vorstehend aufgeführte 
Flächennutzungsplanänderung wirksam. 
 
Braunschweig, den 13. Januar 2026 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Leppa 

Stadtbaurat 

https://www.braunschweig.de/leben/stadtplanung_bauen/fnp/index.php
https://www.braunschweig.de/leben/stadtplanung_bauen/fnp/index.php
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Inkrafttreten des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans mit örtlicher Bauvorschrift  

„Solarflächen Völkenrode-Nord", VK 27,  
Einsichtnahme 

 
I 
 

Satzungsbeschluss  
(§ 10 BauGB) 

 
Der vom Rat der Stadt Braunschweig am 9. Dezember 2025 
gefasste Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Solarflächen Völkenrode-
Nord", VK 27, Stadtgebiet zwischen Deponie Watenbüttel,  
Völkenroder Mühlenweg und Mittellandkanal (Geltungsbe-
reich A), Stadtgebiet zwischen Mittellandkanal und Bahnstrecke, 
nördlich Wischenholz (Geltungsbereich B), wird gem. § 10 
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 257), bekannt gemacht. 

 
II 
 

Verletzung von Vorschriften  
(§§ 214, 215 BauGB) 

 
Es wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften dann unbeachtlich 
ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts gegenüber der Stadt Braunschweig gel-
tend gemacht worden ist. Gleiches gilt für eine unter Berücksich-
tigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes, für nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sowie für nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler.  
 

III 
 

Fälligkeit und Erlöschen  
der Entschädigungsansprüche 

(§ 44 BauGB) 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die Entschädigung von durch die Satzung eintre-
tende Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hin-
gewiesen. 

 
IV 
 

Inkrafttreten und Einsichtnahme in die Satzung 
(§ 10 BauGB) 

 
Die Satzung einschließlich Begründung und zusammenfassen-
der Erklärung sowie die DIN-Vorschriften und anderen Regel-
werke, auf die in den Textlichen Festsetzungen verwiesen wird, 
können im Fachbereich Bauordnung und Zentrale Vergabestelle, 
Abteilung Bauordnung, Beratungsstelle Planen-Bauen-Umwelt, 
Langer Hof 8, 5. Etage, Zimmer 503, von jedermann eingesehen 
werden. Für die Einsichtnahme ist telefonisch ein Termin unter 
der Tel.-Nr. 0531 470-4001 oder 0531 470-4002 zu vereinbaren. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Satzung und der zusam-
menfassenden Erklärung auch Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft. 
 
Braunschweig, den 13. Januar 2026 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Leppa 

Stadtbaurat 
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Herausgegeben vom Rechtsreferat der Stadt Braunschweig. Erscheint nach Bedarf. 


